 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/2100623/2023

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, Gber die Beschwerde vom 18. Juli 2022 gegen den Bescheid des Finanzamtes
Osterreich vom 4. Juli 2022 betreffend Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung) 2021,
Steuernummer ***BF1StNr1***, zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemafd § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Im Rahmen der Arbeitnehmerveranlagung 2021 beantragte der Beschwerdeflihrer (Bf) die
Beriicksichtigung der Kosten fir Familienheimfahrten in Hohe von 3.672,00 Euro sowie die
Kosten fir die doppelte Haushaltsflihrung in Hohe von 4.908,00 Euro.

Mit Erganzungsersuchen vom 19.05.2022 forderte das Finanzamt den Bf auf, Nachweise zum
Familienwohnsitz, zum Wohnsitz am Beschéftigungsort und zu den Kosten der
Familienheimfahrten, insbesondere eine Aufstellung zu den Treibstoffkosten, ein Fahrtenbuch
oder andere Nachweise, zu Gibermitteln.

Mit Vorhaltsbeantwortung vom 20.06.2022 legte der Bf. eine kroatische
Familienstandsbescheinigung vom 03.06.2022, einen Einkommensnachweis seiner in Kroatien
lebenden Partnerin, sowie den Zulassungsschein seines PKWs vor. Des Weiteren legte der Bf.
eine handschriftliche, nicht datierte und nicht unterschriebene Bestatigung vor, dass er
»Hauptmieter im Objekt Adr.” sei und dass keine Mietrlickstande bestehen wiirden. Wer die
Mietzahlungen geleistet habe, wurde in der Bestatigung nicht erwahnt. Mit einem anderen
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Stift wurde darauf "400 € pro Monat" erganzt. Es wurde weder ein Mietvertrag noch ein
Zahlungsnachweis vorgelegt.

Mit Einkommensteuerbescheid 2021 vom 04. Juli 2022 wurden vom Finanzamt die
beantragten Kosten der Familienheimfahrten und der doppelten Haushaltsfihrung aufgrund
fehlender Unterlagen nicht gewahrt.

Am 18. Juli 2022 reichte der Bf gegen den Einkommensteuerbescheid 2021 Beschwerde ein
und flihrte aus, er fahre jedes Wochenende nach Hause, da seine Lebensgefahrtin in Kroatien
lebe und dort berufstatig sei. Er habe dadurch Kosten in Héhe von 3.672,00 Euro fir die
doppelte Haushaltsflihrung und 4.800 Euro fiir ein Arbeitszimmer. Erganzend legte der Bf.
dieselben Unterlagen wie schon im Zuge der Vorhaltsbeantwortung vor. Weitere Unterlagen
wurden nicht vorgelegt.

Mit einem weiteren Vorhalt vom 06.03.2023 wurde der Bf abermals dazu aufgefordert genau
beschriebene belegmallige Nachweise im Zusammenhang mit der doppelten Haushaltsfihrung
und den Familienheimfahrten in deutscher Ubersetzung vorzulegen.

Mit Vorhaltsbeantwortung vom 27.03.2023 legte der Bf. Nachweise liber die von seiner
Lebensgefdhrtin in Kroatien bezahlten Kommunalabgaben und Stromkosten vor und fiihrte
aus, dass er in Osterreich Miete in Héhe von 400 € bezahlt habe, wodurch alle Kosten gedeckt
seien.

Am 21. April 2023 wies das Finanzamt die Beschwerde mit Beschwerdevorentscheidung ab und
begriindete dies wie folgt: ,Da Werbungskosten in Zusammenhang mit einer doppelten
Haushaltsfiihrung und Familienheimfahrten nur dann steuerlich beriicksichtigt werden kénnen,
wenn tatséchlich Aufwendungen (fiir die in Osterreich angemietete Wohnung, die sie
gemeinsam mit ihrem Vater bewohnen) vorliegen, konnten mangels Nachweis der in Osterreich
bezahlten Aufwendungen, die geltend gemachten Kosten nicht anerkannt werden. In der
Mietbestdtigung wird nur bestdtigt, dass Sie Mieter einer Wohnung (gemeinsam mit ihrem
Vater) in Osterreich sind und keine Mietriickstidnde bestehen. Es wurde weder eine Miethéhe
bestditigt, noch dass Sie die Miete bezahlen. Ebenso wurden keine sonstigen Aufwendungen in
Osterreich (Strom- Energiekosten, etc.) oder Aufwendungen fiir Familienheimfahrten -wie in der
Beschwerde beantragt- nachgewiesen.

Daraufhin stellte der Beschwerdefiihrer am 22. Mai 2023 den Antrag auf Entscheidung tber die
Beschwerde an das Bundesfinanzgericht (Vorlageantrag) mit der Begriindung, dass er
samtliche Unterlagen (ber sich und seine Lebensgefahrtin Gbermittelt habe.
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Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Der Beschwerdefiihrer ist kroatischer Staatsbiirger, seit 2013 in Osterreich als Monteur tatig

und wohnt mit seinem Vater in einer Wohnung in ***2***_|n Kroatien lebt der Bf gemeinsam
mit seiner Lebensgefahrtin. Seine Lebensgefahrtin ist in Kroatien berufstatig und erzielte dort
im Jahr 2021 Einkilinfte in Hohe von zirka 20.000 Euro. Vom Arbeitsort ***2*** zum Wohnsitz

in ¥**1*** (Kroatien) betragt die Distanz zirka 160 km und die Fahrtdauer zirka zwei Stunden.

Mit der Erklarung zur Arbeitnehmerveranlagung 2021 beantragte der Bf die Berlicksichtigung
der Kosten der doppelten Haushaltsfiihrung in Héhe von 4.908 Euro und der
Familienheimfahren in Héhe von 3.672 Euro. In der Beschwerde beantragte der Bf Kosten fiir
die doppelte Haushaltsflihrung in Hohe von 3.672 Euro und fiir ein Arbeitszimmer in Hohe von
4.800 Euro.

Der Aufforderung des Finanzamtes Nachweise zu den Kosten der Familienheimfahrten,
insbesondere eine Aufstellung zu den Treibstoffkosten, ein Fahrtenbuch oder andere
Nachweise sowie erganzende Unterlagen zu den behaupteten Mietkosten in ***2*** zy
Ubermitteln, kam der Bf nicht nach.

2. Beweiswiirdigung

Die Feststellungen ergeben sich aus dem Akteninhalt, insbesondere aus den vom Bf
eingereichten Erklarungen und Unterlagen sowie einer ZMR-Abfrage. Den Familienwohnsitz in
Kroatien konnte der Bf mit einer behordlichen Bestatigung (Formular Beih 103, OZ 13) sowie
mit Uberweisungsbestitigungen fiir Strom und Kommunalabgaben durch die Lebensgefihrtin
(OZ 9 und 10) widerspruchsfrei und glaubhaft nachweisen und wird dieser von der Behérde
auch nicht bestritten. Die Fahrtdauer und Distanz vom Arbeitsort zum Familienwohnsitz
wurden mittels Routenplaner (www.google.at/maps) festgestellt. Hinsichtlich der Mietkosten
fir die Wohnung in ***2*** ist anzumerken, dass es sich hierbei nicht wie in der Beschwerde
vom 18. Juli 2022 angegeben, um Kosten fiir ein Arbeitszimmer handelt, sondern wie in der
Erklarung zur Arbeitnehmerveranlagung vom 23. Februar 2022 beantragt, um Kosten fiir die
doppelte Haushaltsflihrung. Die vorgelegte Bestatigung zu den Wohnkosten in ***2***,
welche als ,Bestdtigung iiber Mietzahlungen” tituliert wurde (OZ 13), reicht jedoch nicht aus,
die Kosten fir die doppelte Haushaltsfiihrung glaubhaft nachzuweisen, denn aus dieser
Erklarung geht weder klar hervor, wer die Bestatigung ausgestellt hat- sie wurde nicht
unterschrieben — noch wird angefiihrt bis zu welchem Datum Mietzahlungen geleistet wurden.
Dariber hinaus wurde die Hohe der Mietzahlungen ,,Er 400 € pro Monat” mit einem anderen
Stift, dem Anschein nach, nachtraglich erganzt. Hinzu kommt, dass der Bf trotz mehrfacher
Aufforderung weder einen Mietvertrag noch Zahlungsbelege vorweisen konnte. Aufgrund der
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nicht vollstandigen Unterlagen konnte daher nicht festgestellt werden, ob der Bf im hier zu
beurteilenden Jahr tatsachlich Aufwendungen fiir eine doppelte Haushaltsflihrung hatte. Die
Leistung und die zeitliche Zuordnung zum richtigen Jahr von Zahlungen ist gemaR §§ 16 iVm 19
EStG jedoch grundlegende Voraussetzung fiir die Anerkennung von Werbungskosten.

Zu den Kosten fir die Familienheimfahrten ist auszufiihren, dass der Bf nicht in der Lage war,
geeignete Unterlagen zu durchgefiihrten Fahrten und getragenen Kosten vorzulegen. Es
konnten daher auch keine Kosten fiir Familienheimfahrten festgestellt werden.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

§ 16 Abs. 1 erster Satz Einkommensteuergesetz 1988 (EStG)
Werbungskosten sind die Aufwendungen oder Ausgaben zur Erwerbung, Sicherung oder
Erhaltung der Einnahmen.

§ 20 EStG 1988

(1) Bei den einzelnen Einklinften dirfen nicht abgezogen werden:

1. Die fiir den Haushalt des Steuerpflichtigen und fiir den Unterhalt seiner
Familienangehorigen aufgewendeten Betrage.

2. a) Aufwendungen oder Ausgaben fiir die Lebensfiihrung, selbst wenn sie die wirtschaftliche
oder gesellschaftliche Stellung des Steuerpflichtigen mit sich bringt und sie zur Férderung des
Berufes oder der Tatigkeit des Steuerpflichtigen erfolgen.

(...)

e) Kosten der Fahrten zwischen Wohnsitz am Arbeits-(Tatigkeits-)ort und Familienwohnsitz
(Familienheimfahrten), soweit sie den auf die Dauer der auswartigen (Berufs-)Tatigkeit
bezogenen hdchsten in § 16 Abs. 1 Z 6 lit. d angefiihrten Betrag (3.672 Euro) Gbersteigen.

§ 115 Abs. 1 Bundesabgabenordnung (BAO)

Die Abgabenbehdrden haben die abgabepflichtigen Falle zu erforschen und von Amts wegen
die tatsachlichen und rechtlichen Verhaltnisse zu ermitteln die fur die Abgabepflicht und die
Erhebung der Abgaben wesentlich sind. Diese Verpflichtung wird durch eine erhéhte
Mitwirkungspflicht des Abgabepflichtigen, wie beispielsweise bei Auslandssachverhalten,
eingeschrankt.

§ 119 BAO

(1) Die fur den Bestand und Umfang einer Abgabepflicht oder fiir die Erlangung
abgabenrechtlicher Beglinstigungen bedeutsamen Umstdnde sind vom Abgabepflichtigen nach
MalRgabe der Abgabenvorschriften offenzulegen. Die Offenlegung muss vollstandig und
wahrheitsgemaR erfolgen.

(2) Der Offenlegung dienen insbesondere die Abgabenerklarungen, Anmeldungen, Anzeigen,
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Abrechnungen und sonstige Anbringen des Abgabepflichtigen, welche die Grundlage fur
abgabenrechtliche Feststellungen, fir die Festsetzung der Abgaben, fiir die Freistellung von
diesen oder fir Beglinstigungen bilden oder die Berechnungsgrundlagen der nach einer
Selbstberechnung des Abgabepflichtigen zu entrichtenden Abgaben bekanntgeben.

§ 161 BAO

(1) Die Abgabenbehorde hat die Abgabenerklarungen zu prifen (§ 115). Soweit notig, hat sie,
tunlichst durch schriftliche Aufforderung, zu veranlassen, dalR die Abgabepflichtigen
unvollstdndige Angaben ergianzen und Zweifel beseitigen (Ergdnzungsauftrag).

(2) Wenn die Abgabenbehdrde Bedenken gegen die Richtigkeit der Abgabenerklarung hegt, hat
sie die Ermittlungen vorzunehmen, die sie zur Erforschung des Sachverhaltes fir notig halt. Sie
kann den Abgabepflichtigen unter Bekanntgabe der Bedenken zur Aufklarung bestimmter
Angaben auffordern (Bedenkenvorhalt). Erforderliche Beweise sind aufzunehmen.

(3) Wenn von der Abgabenerkldarung abgewichen werden soll, sind dem Abgabepflichtigen die
Punkte, in denen eine wesentliche Abweichung zu seinen Ungunsten in Frage kommt, zur
vorherigen AuBerung mitzuteilen.

§ 138 Abs. 1 BAO

Auf Verlangen der Abgabenbehorde haben die Abgabepflichtigen und die diesen im § 140
gleichgestellten Personen in Erflllung ihrer Offenlegungspflicht (§ 119) zur Beseitigung von
Zweifeln den Inhalt ihrer Anbringen zu erlautern und zu erganzen sowie dessen Richtigkeit zu
beweisen. Kann ihnen ein Beweis nach den Umstanden nicht zugemutet werden, so genligt die
Glaubhaftmachung.

§ 166 BAO
Als Beweismittel im Abgabenverfahren kommt alles in Betracht, was zur Feststellung des
malgebenden Sachverhaltes geeignet und nach Lage des einzelnen Falles zweckdienlich ist.

§ 167 BAO

(1) Tatsachen, die bei der Abgabenbehérde offenkundig sind, und solche, fiir deren
Vorhandensein das Gesetz eine Vermutung aufstellt, bediirfen keines Beweises.

(2) Im Ubrigen hat die Abgabenbehérde unter sorgfiltiger Beriicksichtigung der Ergebnisse des
Abgabenverfahrens nach freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen
anzunehmen ist oder nicht.

Nach der hochstgerichtlichen Rechtsprechung liegt eine doppelte Haushaltsfihrung vor, wenn
sowohl am Familienwohnsitz als auch am Beschaftigungsort jeweils ein Haushalt gefiihrt wird.
Die Kosten fiir die doppelte Haushaltsfiihrung sind abzugsfahig, sofern sie beruflich veranlasst
sind. Die doppelte Haushaltsflihrung ist dann als beruflich veranlasst anzusehen, wenn die
Grindung des zweiten Hausstandes einen objektiven Zusammenhang mit der Berufstatigkeit
aufweist.

Die Beibehaltung eines Familienwohnsitzes ist aus der Sicht einer Erwerbstatigkeit, die in
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uniblich weiter Entfernung von diesem Wohnsitz ausgelibt wird, nicht durch die
Erwerbstatigkeit, sondern durch Umstande veranlasst, die auBerhalb der Erwerbstatigkeit
liegen. Der Grund, warum Aufwendungen fir die doppelte Haushaltsfiihrung und
Familienheimfahrten dennoch als Betriebsausgaben oder Werbungskosten bei den aus der
Erwerbstatigkeit erzielten Einklinften Berlicksichtigung finden, liegt darin, dass derartige
Aufwendungen solange als durch die Einkunftserzielung veranlasst gelten, als dem
Steuerpflichtigen eine Wohnsitzverlegung in tibliche Entfernung vom Ort der Erwerbstatigkeit
nicht zugemutet werden kann. Die Unzumutbarkeit der Wohnsitzverlegung kann ihre Ursachen
sowohl in der privaten Lebensfiihrung haben als auch in einer weiteren Erwerbstatigkeit des
Steuerpflichtigen oder in der Erwerbstatigkeit seiner (Ehe-)Partnerin einer ehedhnlichen
Lebensgemeinschaft und ist aus der Sicht des jeweiligen Streitjahres zu beurteilen

(vgl. VWGH 29.5.2024, Ra 2023/15/0087, mwN; VWGH 21.06.2007, 2005/15/0079, mwN).
Nach standiger Rechtsprechung liegt eine unzumutbare Verlegung des Familienwohnsitzes zum
Dienstort u.a. dann vor, wenn steuerlich relevante Einklinfte des (Ehe)partners bei der
Verlegung des Familienwohnsitzes verloren gingen, wobei das Gewicht des Beitrags der vom
Ehepartner erzielten Einklinfte zum Familieneinkommen zu beriicksichtigen ist (vgl. bereits
VwGH 17.2.1999, 95/14/0059; 20.4.2004, 2003/13/0154; zuletzt VWGH 26.06.2024,

Ra 2023/15/0011). Als malRgebliche Grenzen gelten im Jahr 2021 6.000 Euro bzw. 10 % der
Einklnfte des anderen (Ehe)partners (vgl VWGH 20.4.2004, 2003/13/0154; 17.02.1999,
95/14/0059 mwN; 24.04.1996, 96/15/0006 mwN; vgl. auch Ebner in Jakom, EStG*8, § 16 Rz 56;
LStR 2002 Rz 344).

Als Kosten eines beruflich veranlassten Zweitwohnsitzes kommen nur die Kosten einer
Kleinwohnung bzw zweckentsprechenden Wohnung in Betracht; die darlber hinausgehenden
Betrage sind gemal § 20 Abs 1 Z 1 nicht abzugsfahig. In diesem Sinne unterliegen die
tatsachlich angefallenen Wohnungskosten einer Angemessenheitspriifung (Jakom, EStG'®, § 16
Rz 56, mit Verweis auf VWGH 14.9.2017, Ra 2016/15/0080; 6.5.2022, Ra 2021/13/0086;
23.5.2000, 95/14/0096; 29.1.2015, 2011/15/0173)

Nach der Rechtsprechung findet die Pflicht zur amtswegigen Ermittlung des
entscheidungswesentlichen Sachverhaltes dort ihre Grenze, wo nach der Lage des Falles die
Ermittlungsmoglichkeiten der Behorde eingeschrankt sind und nur die Partei Angaben zum
Sachverhalt machen kann. (vgl. Ritz/Koran, BAO?, § 115 Tz 6 ff, mit Verweis auf

VwWGH 5.10.2023, Ra 2023/15/0084). Die amtswegige Ermittlungspflicht besteht zwar auch
dann, wenn die Partei ihre Verpflichtungen zur Offenlegung und Mitwirkung verletzt, doch
wird ihr Umfang durch solche Pflichtverletzungen beeinflusst. In dem AusmaR, in dem die
Partei zur Mitwirkung an der Wahrheitsfindung ungeachtet ihrer Verpflichtung hiezu nicht
bereit ist, oder eine solche unterlasst, tritt die Verpflichtung der Behorde, den Sachverhalt
nach allen Richtungen {iber das von ihr als erwiesen erkannte Mafd hinaus zu priifen, zuriick
(VWGH 24.06.2021, Ra 2021/16/0014). Reagiert die Partei auf Vorhalte nicht, so darf dies nicht
zur Annahme fiihren, die Bedenken der Behorde seien materiell gerechtfertigt, sohin gemachte
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Parteienangaben unzutreffend und diesen entgegenstehende Auffassungen der Behorde
unbedingt richtig. Versagt die Partei ihre Mitwirkung, so sind die tatsachlichen Verhaltnisse
eben ohne Mitwirkung des Abgabepflichtigen zu erforschen (§ 115 Abs 3 BAO) und die
Ergebnisse in freier Beweiswirdigung zu beurteilen, wenngleich bei Zweifeln die den
Parteiangaben entgegenstehenden Bedenken und Auffassungen der Beh6rde umso
gewichtiger sein werden, je weniger die Partei im Ermittlungsverfahren sachdienlich mitwirkt
und damit ihre Aufklarungspflicht (Offenlegungspflicht und Wahrheitspflicht) verletzt

(VWGH 12.11.1997, 97/16/0204).

Nach der Rechtsprechung liegt eine erhéhte Mitwirkungspflicht der Partei (eine in den
Hintergrund tretende amtswegige Ermittlungspflicht) ua dann vor, wenn Sachverhaltselemente
ihre Wurzeln im Ausland haben; die Mitwirkungs- und Offenlegungspflicht ist in dem Male
hoher, als die behordlichen Ermittlungsmoglichkeiten geringer sind (VWGH 23.2.1994,
92/15/0159; 26.7.2000, 95/14/0145). Diesfalls bestehe somit eine erhéhte Mitwirkungspflicht,
eine Beweismittelbeschaffungspflicht und eine Vorsorgepflicht (vgl. zB Loukota, Internationale
Steuerfille, Tz 429 ff; Kotschnigg, OStZ 1992, 84; VWGH 25.5.1993, 93/14/0019; 28.5.20009,
2008/15/0046).

Grundsatzlich sind Aufwendungen fiir den Haushalt nicht abzugsfahig. Da der Bf einen
Familienwohnsitz in Kroatien und einen weiteren Wohnsitz am Beschaftigungsort ***2%**
flhrt, ist zu prifen, ob die Voraussetzungen fir die doppelte Haushaltsfiihrung iSd § 16 EstG
1988 erfillt sind. Hierflir muss die Griindung des zweiten Hausstandes einen objektiven
Zusammenhang mit der Berufstatigkeit aufweisen.

Zundachst kann festgehalten werden, dass dem Bf das tagliche Pendeln vom Familienwohnsitz
*EX1*** zum Beschaftigungsort ***2*** qufgrund der Fahrzeit (ca. 2 Stunden) und der Distanz
(ca. 160 km) nicht zumutbar ist. (vgl. Zorn/Stanek in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG?°, § 16
Rz 201/2).

Dariber hinaus liegt nach der Rechtsprechung ein objektiver Zusammenhang mit der
Berufstatigkeit dann nicht vor, wenn es dem Bf zumutbar ware, den Wohnsitz in eine (bliche
Ndhe zum Arbeitsort ***2*** zy verlegen. Hierzu wird festgestellt, dass das Einkommen der
Partnerin des Bf in Hohe von ca. 20.000 Euro Uber der in § 33 Abs. 4 EStG 1988 normierten
Grenze (im Jahr 2021 6.000 Euro) und weit tGber 10 % des Einkommens des Bf liegt, und somit
ein Grund vorliegt, der die Verlegung des Familienwohnsitzes unzumutbar macht.

Nach der Rechtsprechung stehen nur zweckmaRige, angemessene Kosten, typischerweise in
der Hohe einer Kleinwohnung, zu. Dass der Beschwerdefiihrer die von ihm beantragten Kosten
fir die doppelte Haushaltsfihrung in Hohe von 400 Euro pro Monat tatsdchlich gezahlt hat,
konnte jedoch mangels Vorlage geeigneter Unterlagen nicht festgestellt werden. Diesbezliglich
wird auf die oben durchgefiihrte Beweiswirdigung verwiesen.
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Die Abgabenbehorde ist befugt und verpflichtet den abgabenrelevanten Sachverhalt zu
ermitteln (115 Abs. 1 BAO). Der Steuerpflichtige hat der Abgabenbehorde bedeutsame
Umstande im Rahmen seiner Offenlegungs- und Mitwirkungspflicht bekannt zu geben (§§ 115,
119, 138 BAO). Hinsichtlich der Kosten fiir die doppelte Haushaltsfihrung und die
Familienheimfahrten war die amtswegige Ermittlungspflicht der Abgabenbehdrde im ggst. Fall
eingeschrankt, denn einerseits normiert § 115 Abs. 1 BAO eine erhohte Mitwirkungspflicht,
wenn Sachverhaltselemente ihre Wurzeln im Ausland haben, und andererseits hat der eine
Beglinstigung in Anspruch nehmende Abgabepflichtige abgabenbegilinstigende Umstdnde
selbst einwandfrei und unter Ausschluss jeden Zweifels vorzulegen (z.B. VWGH 26.01.1995,
89/16/0186).

Es war daher primar Aufgabe des Steuerpflichtigen, den tatbestandsmaRigen Sachverhalt nicht
nur zu behaupten, sondern auch zu beweisen (VWGH 26.01.1995, 89/16/0186;
BFG 29.10.2018, RV/7104363/2018, mwN).

Laut dem vorgelegten Finanzamts-Akt hat die Abgabenbehdérde den Beschwerdefiihrer
mehrfach mit Erganzungsersuchen aufgefordert, geeignete Nachweise zu den beantragten
Kosten fur die doppelte Haushaltsfiihrung (Erganzungsersuchen vom 19. Mai 2022,
Ergdanzungsersuchen vom 06. Marz 2023) sowie Familienheimfahrten, etwa eine Aufstellung
Uber Treibstoffkosten, ein Fahrtenbuch, Fahrscheine oder Beitrdge fiir Mitfahrgelegenheiten
(Erganzungsersuchen vom 19. Mai 2022) vorzulegen. Entsprechende Unterlagen wurden vom
Beschwerdefiihrer, jedoch, entgegen seiner erhohten Mitwirkungspflicht, nicht Gbermittelt;
wodurch die Abgabenbehorde angehalten war, den Sachverhalt ohne die im Gesetz
vorgesehene Mitwirkung festzustellen und die Verletzung der Offenlegungs- und
Mitwirkungspflicht im Rahmen der freien Beweiswiirdigung zu berticksichtigen (vgl.

VwWGH 12.11.1997, 97/16/0204).

In Anbetracht der eingeschrankten Ermittlungspflicht des Finanzamtes, der erhéhten
Mitwirkungspflicht und Beweispflicht des Beschwerdefiihrers und des Fehlens geeigneter
Unterlagen konnte hinsichtlich der Abweisung der beantragten Kosten fiir die doppelte
Haushaltsfiihrung und Familienheimfahrten durch die Abgabenbehdrde keine Rechtswidrigkeit

festgestellt werden.

Somit war wie im Spruch zu entscheiden.

3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
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Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Da im vorliegenden Fall eine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung nicht vorliegt,
insbesonders weil der als erwiesen anzunehmende Sachverhalt in freier Beweiswirdigung
festgestellt wurde und das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
nicht abweicht (siehe zitierte VwGH-Judikatur), ist eine (ordentliche) Revision nicht zulassig.

Graz, am 6. August 2025

9von9



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




